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wir haben eine Steuerreform – noch vor der Sommer-
pause. Eine gute Nachricht, wie ich meine.

Im politischen Bereich herrscht auf der einen Seite
Freude, auf der anderen Katzenjammer. Warum
eigentlich? Beide politischen Lager haben ihren
positiven Anteil.

Alle wollten eine Steuerreform. Nun haben wir sie.
Und, sie kann sich im Ergebnis sehen lassen.

Alle Steuerzahler können mit einer Entlastung
rechnen.

Die Körperschaftsteuer wird mit dem einheitlichen
Steuersatz einfacher. Der Wegfall des Anrechnungs-
verfahrens ist für Verwaltung und Bürger eine
Arbeitserleichterung.

Das aufwendige Optionsverfahren konnte verhindert
werden. Hier konnten wir die DSTG-Position voll
durchsetzen.

Die große Differenz der Steuersätze bei Einkommen-
und Körperschaftsteuer wurde abgemildert. Am
Anfang der Diskussion 48% zu 25%, dann 45% zu
25%, schließlich 43% und nun 42% zu 25%. Die
DSTG hat von Anfang an für einen 40%-igen Ein-
kommensteuersatz plädiert, damit Verfassungsstreite
vermieden werden können. Auch hier ein Erfolg!

Für ein zu großzügiges Steuergeschenk haben wir
die volle Steuerfreiheit der Anteilsverkäufe von
Kapitalgesellschaften angesehen. Die Regelung ist
geblieben, die Missbrauchsmöglichkeit damit auch.

Die alte Forderung, Steuergesetze mit Wirkung auf
den nächsten 1. Januar jeweils vor der
parlamentarischen Sommerpause zu verabschieden,
wurde erfüllt.

Die DSTG-Gespräche mit den Akteuren in Bund und
Länder haben sich bezahlt gemacht.

82 Juli /August 2000
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� m 17. und 18. Mai
2000 fand in Mel-
dorf der 19. Landes-

gewerkschaftstag der DSTG
Schleswig-Holstein statt.

Bei den Wahlen der Landes-
leitung, die den Auftakt bil-
deten, waren Veränderun-
gen in der Zusammenset-
zung vorbestimmt, da vier
der bisherigen Mitglieder
der Landesleitung nicht wie-
der kandidierten. Es schie-
den aus:

Heinke Kruse nach 12 Jah-
ren Mitarbeit in der Landes-
leitung,

Margrit Jessen nach 8 Jah-
ren Mitarbeit in der Landes-
leitung,

Klaus Finke nach 8 Jahren
Mitarbeit in der Landeslei-
tung und

Astrid Petersen nach 4 Jah-
ren Mitarbeit in der Landes-
leitung.

Die Landesvorsitzende An-
ke Schwitzer dankte den
nicht wieder antretenden
Kolleginnen und Kollegen
sehr herzlich für ihr Engage-
ment.

Nun ging es an die Neuwah-
len. Aus der bisherigen Lan-
desleitung kandidierten er-
neut:

Anke Schwitzer
als Landesvorsitzende

Karl-Sönke Jessen
als stellvertretender Landes-
vorsitzender und

Hans-Jürgen Hartmann
als Schatzmeister.

Alle drei wurden mit über-
wältigender Mehrheit in ih-
ren Ämtern bestätigt.

Als Beisitzerinnen und Bei-
sitzer wurden gewählt:

Uta Balsies
Ortsverband Meldorf

Anja Kaulitzki
Ortsverband Elmshorn

Oliver Kelpe
Ortsverband Bad Segeberg

Joachim Schmidt
Ortsverband Plön

Am Nachmittag fand die öf-
fentliche Veranstaltung mit
Statements von Finanzmi-
nister Claus Möller und des
DSTG-Bundesvorsitzenden
Dieter Ondracek statt, zu
der zahlreiche Gäste er-
schienen.

Finanzminister Claus Möller
wurde von der Landesvorsit-
zenden Anke Schwitzer auf
plattdeutsch begrüßt.

Der 19. Landesgewerk-
schaftstag der DSTG stand
unter dem Motto „Steuer-
recht ist Grundrecht“.

Die DSTG ist der Meinung,
das derzeitige Besteue-
rungsverfahren werde die-
sen Anforderungen nicht
mehr gerecht. Zum einen
werden nicht alle Bürger
nach ihrer Leistungsfähig-
keit herangezogen, zum an-
deren verkommen unsere
Steuern immer mehr zu
Spenden. Wir haben mittler-
weile ein Zwei-Klassen-Sys-
tem bei den Steuerbürgern.
Die einen zahlen treu und
brav – Arbeitnehmer wie
Unternehmer – ihren Obo-
lus, während sich die ande-
ren völlig aus der bestehen-
den Steuerzahlungspflicht
herausmogeln.

Den Finanzämtern fehlen
das Personal und die Aus-
stattung, diese ihren Ver-
pflichtungen nicht nach-
kommenden Individuen ent-
sprechend ihrer Leistungs-
fähigkeit zu besteuern. Um
dies künftig tun zu können,
brauchen wir

� funktionierende, einfache
Steuergesetze, die uns
nicht ständig vom BFH
oder dem Bundesverfas-
sungsgericht um die Oh-
ren gehauen werden

� gut ausgebildetes Perso-
nal in ausreichender Zahl

� technische Unterstützung

Abschreckendes Beispiel
der jüngsten Reformvorha-
ben ist das Optionsmodell
für Personengesellschaften.

Zur personellen Besetzung
in der Steuerverwaltung hat
die DSTG in Schleswig-
Holstein den Vergleich zu
anderen Bundesländern ge-
zogen. Wir mussten feststel-
len, dass der Finanzminister
im nördlichsten Bundesland
die preiswerteste Steuerver-
waltung weit und breit hat.
Zum einen ist Schleswig-
Holstein hinsichtlich der
Personalstärke pro Einwoh-
ner das absolute Schlusslicht
in Deutschland, zum ande-
ren liegt der Anteil der im
mittleren Dienst eingesetz-
ten Beschäftigten an erster
Stelle. Dies sollte Finanzmi-
nister Claus Möller bei sei-
nen Überlegungen berück-
sichtigen, wenn es darum
geht, die Perspektiven für
den mittleren Dienst zu ver-
bessern.

Die Landesvorsitzende
streifte an dieser Stelle fol-
gende drei Themen:

� Laufbahnverlaufsmodell,

� Stellenplanobergrenzen,

� zweigeteilte Laufbahn
auch für die Steuerverwal-
tung.

Im Koalitionsvertrag der
Landesregierung stehe, dass
die Außendienste verstärkt
werden sollen. Dies sei lo-
benswert und werde von der

DSTG ausdrücklich unter-
stützt. Die Umsetzung lasse
auf sich warten. Eine wei-
tere Entblößung der Innen-
dienste sei nicht mehr mög-
lich. Die Kapazitäten seien
dort bis an den Rand der
Leistungsfähigkeit der ein-
zelnen Beschäftigten ausge-
schöpft. Lobenswerte Pro-
jekte wie Verbis und dem-
nächst vielleicht auch FIS-
CUS brächten Arbeitser-
leichterung, könnten aber
lediglich die ständigen Auf-
gabenzuwächse kompensie-
ren. Eine dauerhafte Ver-
stärkung sei aus Sicht der
DSTG nur durch konse-
quente Erhöhung der Aus-
bildungszahlen möglich.
Die Ausbildungszahlen dür-
fen nicht wie in der Vergan-
genheit ständig stark variie-
ren, sondern es sollten rela-
tiv gleichmäßige Einstel-
lungsjahrgänge gebildet
werden.

In seiner Rede ging Finanz-
minister Möller auf viele
Punkte ein, die vorher auf-
gezeigt wurden.

Er erteilte dem Optionsmo-
dell eine ganz klare Absage.
Möller machte auch deut-
lich, dass A 8 und A 11 Be-
soldungsgruppen sind, die
für jeden Laufbahnbewer-
ber zu erreichen sein müss-
ten. Für die Realisierung
würden derzeit im Ministeri-
um Überlegungen für ein
sog. Laufbahnverlaufsmo-
dell erarbeitet.

Der Minister wies weiter
darauf hin, dass ein Abbau
von Personal in der Steuer-
verwaltung nicht geplant
sei, er deutete im Gegenteil
an, dass bei Aufgabenzu-
wächsen auch mehr Perso-
nal nötig sei. Erkenntnisse
sollen hierzu aus der PersBB
auf den 1. 1. 2000 gezogen
werden.
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In seiner Rede machte der
Finanzminister deutlich,
dass für ihn derzeit die tech-
nische Ausstattung der
Steuerverwaltung absolute
Priorität habe.

Minister Möller stimmte mit
der DSTG darin überein,
dass kontinuierliche Ausbil-
dungszahlen angestrebt
werden müssten. Allerdings
klaffen die Meinungen über
die Höhe der Ausbildungs-
zahlen weit auseinander, da
nach Auffassung des Mi-
nisters jeweils jährlich 30 bis
40 Finanz- und Steueran-
wärter einzustellen seien.
Diese Zahl liegt weit unter
den Erwartungen der DSTG,
wenn man bei der Nach-
wuchsgewinnung die zu er-
wartenden Altersabgänge
einbezieht, insbesondere
auch die vermehrte Inan-
spruchnahme der Altersteil-
zeit. Hier stellte der Finanz-
minister eine Senkung der
Altersgrenze von derzeit
60 Jahren in Aussicht, even-
tuell in Zwei-Jahres-Schrit-
ten.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek
machte anhand von Beispie-
len eindrucksvoll deutlich,
wie sehr die Steuerrechts-
pflege ins Hintertreffen ge-
raten ist. Er verwies beson-
ders auf die Vollzugsdefi-
zite, die im Ergebnis zu
einer verfassungswidrigen
Besteuerungspraxis führen.
Im Detail wies er nach, wie
Geldquellen zu erschließen
sind, und das ganz auf
der Grundlage geltenden
Rechts.

Der Bundesvorsitzende be-
grüßte ausdrücklich die
positiven Aussagen des Mi-
nisters zu den geplanten Au-
tomationsvorhaben wie FIS-
CUS und VERBIS. Er mach-
te aber deutlich: „Die Ma-
schine macht was der
Mensch will, und nicht um-
gekehrt!“

An Finanzminister Möller
richtete er den dringlichen
Appell: „Sie stehen deshalb
so gut da, weil sie strecken-
weise auf die DSTG gehört
haben. Wenn Sie immer auf
die DSTG hören würden,
stünden Sie noch besser da.“
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� m 26. Mai 2000
führte der Landes-
verband Mecklen-

burg-Vorpommern seinen
3. Landesverbandstag in
Rostock durch.

Bei den Wahlen wurde der
bisherige Vorsitzende Wil-
fried Kohlhoff mit großer
Mehrheit wiedergewählt.
Als Stellvertreter/-in wur-
den Frank Höhne von der
OFD Rostock, Uwe Thiele
vom Finanzamt Ribnitz-
Damgarten, Dagmar Bader
vom Finanzamt Pasewalk
und Klaus Winkelmann vom
Landesbauamt Schwerin
gewählt.

Arbeitszeit muss
verkürzt werden

Auf dem Landesverbands-
tag wurden die Richtlinien
für die Gewerkschaftsarbeit
der kommenden Jahre be-
stimmt.

Die

� Angleichung der Bezüge
und Gehälter an das West-
niveau,

� Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit auf 38,5 Stun-
den,

� Übernahme aller Absol-
venten nach der Ausbil-
dung ins Beamtenverhält-
nis und

� Veränderung der Arbeits-
zeitverordnung für Meck-
lenburg-Vorpommern

werden in Zukunft einen
Großteil der Arbeit auf der
Landesebene in Mecklen-
burg-Vorpommern ausma-
chen.

In der Öffentlichen Veran-
staltung würdigte Oberfi-
nanzpräsident Dr. Schwarz
die Arbeit der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft und
betonte die Notwendigkeit
der Gewerkschaftsarbeit

auch über die Grenzen der
Finanzverwaltung hinaus.
Auch er sieht eine große
Aufgabe darin, die Anglei-
chung der Bezüge und
Gehälter an das Niveau
der „alten“ Bundesländer
schnellstmöglich zu realisie-
ren.

Der Vorsitzende des DBB-
Landesbundes Mecklen-
burg-Vorpommern, Her-
mann Warner, nutzte die
Gelegenheit für ein Gruß-
wort an die Delegierten. Er
wies auf das 10-jährige Be-
stehen des DBB und seiner
Mitgliedsgewerkschaften in
Mecklenburg-Vorpommern
hin und zog ein Resümee
der bisherigen Erfolge.

Ondracek: Bundes-
regierung hat kein

Verständnis für
berechtigte Forde-
rungen im Osten

Zum Abschluss der öffent-
lichen Veranstaltung fand
der Bundesvorsitzende der
DSTG, Dieter Ondracek,
markige Worte zu den aktu-
ellen Tarifverhandlungen.

Dabei stellte sich heraus,
dass trotz der vor der Bun-
destagswahl erklärten
„Chefsache Aufbau Ost“ die
gegenwärtige Bundesregie-
rung kein Verständnis für
die Forderungen der Be-
schäftigten in den neuen
Bundesländern nach An-
gleichung ihrer Gehälter
und Bezüge an das Niveau
der Kolleginnen und Kolle-
gen der alten Bundesländer
hat.

Vielmehr dränge sich der
Eindruck auf, dass die Sanie-
rung der maroden Staatsfi-
nanzen auf dem Rücken der
Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgetragen
werden soll. Damit nehme
man die Abkoppelung des
Ostens von der allgemeinen
Einkommensentwicklung
bewusst in Kauf.

Ein weiterer Kritikpunkt war
die in Teilen verfehlte Steu-
ergesetzgebung der Bun-
desregierung, die zusätz-
liche Belastungen für die Be-
schäftigten der Finanzver-
waltung mit sich bringe und
das Ziel einer Vereinfa-
chung des Steuerrechts ver-
fehle.

Oberfinanzpräsident
Dr. Schwarz bei seiner
Ansprache an die
Delegierten und
Gäste des 3. DSTG-
Landesverbandstages
Mecklenburg-
Vorpommern.
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� n abschließenden Re-

daktionsverhandlungen,
die zum Zeitpunkt des

Redaktionsschlusses dieser
Ausgabe noch andauerten,
ist der Tarifabschluss 2000
vom 13. Juni 2000 unter
Dach und Fach gebracht
worden.

Die wesentlichen Punkte
des Verhandlungsergebnis-
ses lauten im Überblick:

Anpassung der Löhne
und Vergütungen

� Die Löhne und Vergütun-
gen der Angestellten und
Arbeiter werden ab dem
1. August 2000 um 2,0
v. H. und ab 1. September
2001 um weitere 2,4 v. H.
erhöht. Die Laufzeit wird
bis zum 31. Oktober 2002
festgeschrieben. Die Zu-
wendung („Weihnachts-
geld“) bleibt bis zum
31. Oktober 2002 „einge-
froren“.

� Für die Monate April bis
Juli 2000 erhalten Ange-
stellte und Arbeiter in Ost
und West eine Einmalzah-
lung in Höhe von 100 DM
monatlich.

� Die Löhne und Vergütun-
gen der Beschäftigten in
den jungen Bundeslän-
dern werden in folgenden
Stufen bis auf 90 v. H. des
Westniveaus angepasst:

ab dem 1. August 2000
auf 87,0 v. H.
ab dem 1. Januar 2001
auf 88,5 v. H.
ab dem 1. Januar 2002
auf 90,0 v. H.

Laufzeit der Tarifverträge
bis zum 31. Dezember
2002.

Zusatzversorgung

Das noch im Schlichter-
spruch vereinbarte Einfrie-
ren der Versorgungsrenten
auf dem Niveau vom 1. April

Alle Hände voll zu tun hatten die Kollegen der Zentralen DSTG-Streikleitung
bei der Stimmauszählung der beiden Urabstimmungen –

v. l. Joachim Rothe (LV Sachsen), Karl-Heinz Leverkus (BV Düsseldorf) und
Friedhelm Thomas (BV Westfalen-Lippe).

2000 wird für zwei Jahre
ausgesetzt. Es werden un-
verzüglich weitere Verhand-
lungen mit dem Ziel der
Sicherstellung der dauer-
haften Finanzierbarkeit des
Systems der Zusatzversor-
gung aufgenommen. Als So-
fortmaßnahme wird bei der
Berechnung des fiktiven
Nettoarbeitsentgelts, das für
die Ermittlung der Gesamt-
versorgung maßgeblich ist,
ab dem 1. Juli 2000 sowohl
bei den der VBL angehören-
den Arbeitnehmern als auch
bei den Beschäftigten, die
den Zusatzversorgungskas-
sen der Kommunen unterfal-
len, ein Eigenanteil abgezo-
gen. Der maßgebliche Bei-
tragssatz beträgt derzeit
1,25 Prozent.

Altersteilzeit

Der Anwendungsbereich
des Tarifvertrages zur Rege-

lung der Altersteilzeit wird
erweitert. Nunmehr können
auch Teilzeitbeschäftigte,
soweit sie eine versiche-
rungspflichtige Tätigkeit im
Sinne des Sozialgesetzbu-
ches (SGB III) ausüben, mit
ihrem Arbeitgeber die Al-
tersteilzeit auf der Basis des
Altersteilzeit-Tarifvertrages
vereinbaren.

Erste Urabstimmung

Nach dem Scheitern der
Tarifverhandlungen am
30. Mai 2000 hatte die DSTG
alle abstimmungsberechtig-
ten Mitglieder in der Zeit
vom 5. bis 9. Juni 2000 zu
einer Urabstimmung über
Arbeitskampfmaßnahmen
in der Finanzverwaltung
aufgerufen. Darüber haben
wir bereits in der Juni-Aus-
gabe von „Die Steuer-Ge-
werkschaft“ (S. 67) berich-
tet.

Die Beteiligung an der Urab-
stimmung war nicht zuletzt
Dank des großen Einsatzes
der Ortsverbände enorm
hoch, sodass die eingesetzte
„Zentrale Streikleitung“ alle
Hände voll zu tun hatte, um
so schnell wie möglich die
Stimmen auszuzählen und
das Urabstimmungsergeb-
nis der DBB Tarifunion zu
melden.

Insgesamt sprachen sich
über 86 Prozent der an
der Urabstimmung beteilig-
ten abstimmungsberechtig-
ten DSTG-Mitglieder für Ar-
beitskampfmaßnahmen aus;
im Tarifgebiet Ost lag die
Zustimmung bei über 90
Prozent, während im Westen
über 85 Prozent erreicht
wurde. Bei der DBB Tarif-
union votierten insgesamt
78,4 Prozent für Streik.

Noch bevor entsprechende
Arbeitskampfmaßnahmen
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Nach den ersten Veröffentlichungen der www-Statistik in
den Jahren 1998 und 1999 hat sich die Nachfrage des
DSTG-Informationsangebotes im Internet stabilisiert. So
wurden im März 2000 12 787 Zugriffe, im April 12 970, im
Mai 17 266 und im Juni 16 201 Zugriffe auf das DSTG-Pro-
gramm, das laufend aktualisiert wird, registriert. Dabei
sind Internet-Besucher neben Deutschland nahezu aus
sämtlichen EU-Mitgliedstaaten, aber auch aus Argenti-
nien, Australien, Russland, den USA und Japan vertreten.

Die Adresse: http://www.dstg.de.

Über ein sog. Link ist die DSTG auch mit dem DBB-Inter-
netprogramm (http://www.dstg.dbb.de) verbunden bzw.
umgekehrt über die DBB-Internetseite zu erreichen.

ergriffen werden konnten,
legten die Arbeitgeber in
einer neuen Tarifverhand-
lung am 13. Juni 2000 ein
verändertes und verbesser-
tes Angebot vor. Die Große
Tarifkommission der DBB
Tarifunion hat das neue An-
gebot der Arbeitgeber mehr-
heitlich angenommen.

Zweite Urabstimmung

Nach den Arbeitskampford-
nungen von DSTG und DBB
Tarifunion erfordert der end-
gültige Tarifabschluss eine
zweite Urabstimmung, die
in der Zeit vom 19. bis
21. Juni 2000 durchgeführt
wurde. Die zweite Urabstim-
mung brachte eine überzeu-
gende Mehrheit für die An-
nahme des Verhandlungser-
gebnisses vom 13. Juni
2000. Über 73 Prozent der in
der Deutschen Steuer-Ge-
werkschaft/Bayerischen Fi-
nanzgewerkschaft organi-
sierten Angestellten und Ar-
beiter akzeptierten den Ta-
rifabschluss für den öffent-
lichen Dienst. Während in
den westlichen Mitglieds-
verbänden die Zustimmung
mit durchschnittlich 79 Pro-
zent deutlich ausfiel, votier-
ten in den östlichen Landes-
verbänden immerhin rund
53 Prozent der Mitglieder
für die Annahme des Ergeb-
nisses.

Bei der DBB Tarifunion vo-
tierten 52,4 Prozent der Mit-

glieder für die Annahme des
Verhandlungsergebnisses,
sodass das vorgeschriebene
Quorum von 25 Prozent er-
reicht wurde. In abschlie-
ßenden Redaktionsverhand-
lungen, die zum Zeitpunkt
des Redaktionsschlusses
dieser Ausgabe noch an-
dauerten, wird der Tarifab-
schluss endgültig unter
Dach und Fach gebracht.

Der Bundesvorsitzende, Kol-
lege Dieter Ondracek, hat in
einem Brief an die Ortsver-
bände das Tarifergebnis als
„sicherlich nicht in allen
Punkten zufriedenstellend“
bewertet. Insbesondere sei
die unzureichende Anpas-
sung der Ost-Einkommen
enttäuschend für die Kolle-
ginnen und Kollegen in den
jungen Bundesländern. So-
mit bleibe die völlige An-
gleichung der Arbeits- und
Einkommensbedingungen
in den jungen Bundeslän-
dern in Zukunft verstärkt
Schwerpunkt unserer ge-
werkschaftlichen Arbeit.

Gleichzeitig hat er im Na-
men der Bundesleitung al-
len Ortsverbandsvorsitzen-
den für ihren Einsatz im Zu-
sammenhang mit den Urab-
stimmungen und der Durch-
führung der Warnstreiks so-
wie allen Kolleginnen und
Kollegen, die sich an den
Aktionen beteiligt haben,
für den großen Zusammen-
halt und die gezeigte Solida-
rität gedankt.

Der Bundesfinanzhof in München, Oberster Ge-
richtshof des Bundes für Steuern und Zölle, sucht
als Mitarbeiter(in) in der Abteilung Informations-
technik eine(n) jüngere(n)

Sachbearbeiter(in)
(gehobener Dienst oder vergleichbare Angestelltenstelle)
Ihr breitgefächertes Aufgabengebiet umfasst neben der Adminis-
tration von Datenbankanwendungen die Verwaltung des LAN, die
Betreuung laufender sowie die Konzipierung und Realisierung neuer
IT-Projekte. Installation und Benutzerbetreuung sowie Sicherheits-
aufgaben gehören ebenfalls zu Ihrem Tätigkeitsbereich.

Für diese Tätigkeit werden Bereitschaft zur Teamarbeit, Eigenini-
tiative und gutes Organisationstalent vorausgesetzt. Notwendig sind
auch tief gehende Kenntnisse sowie Erfahrungen in mindestens
einem der folgenden Bereiche: Administration der Betriebssysteme
Windows-NT und/oder UNIX/LINUX; Netzwerk-Administration und
-Konfiguration; Firewall/Internet-Technologie. Wünschenswert wären
Kenntnisse in der Makro-Programmierung (Word 6.0 und Word 97).

Neben den üblichen Leistungen des öffentlichen Dienstes wird eine
besondere Zulage für oberste Bundesbehörden gezahlt. Auf Wunsch
unterstützen wir Sie bei der Wohnungssuche. Schwerbehinderte wer-
den bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Schriftliche Bewerbungen richten Sie bitte an:
���������	�
���

��	������ ���	�� ���� ����� ��������
Nähere Auskünfte unter Telefon 0 89/92 31-3 97, -3 87 oder -2 68.

�������

����  ���� ���
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� er DBB-Bundes-
vorsitzende Erhard
Geyer und DSTG-

Chef Dieter Ondracek ha-
ben die Bundesregierung
davor gewarnt, die Beam-
tenbezüge nur um den Infla-
tionsausgleich anzuheben.
Unter anderem in einem
Zeitungsinterview bekräf-
tigte Geyer den Anspruch
der Beamten und Versor-
gungsempfänger auf Teil-
habe an der allgemeinen
Einkommensentwicklung.

„Mehr wollen wir nicht.
Maßstab ist für uns der
Abschluss im öffentlichen
Dienst mit Lohn- und Ge-
haltserhöhungen von 2 und
2,4 Prozent bei Angestellten
und Arbeitern. Ein Infla-
tionsausgleich in Höhe von
0,6 Prozent ist für uns nicht
hinnehmbar“, so der DBB-
Chef wörtlich.

Geyer wies in diesem Zu-
sammenhang darauf hin,
dass Beamte zur Durchset-
zung ihrer Forderungen
zwar nicht streiken, wohl

aber demonstrieren dürfen.
Im Oktober 1999 sei bereits
mit mehr als 40 000 Teilneh-
mern in Berlin protestiert
worden. Außerdem könnten
beispielsweise Zollbeamte
oder Bundesgrenzschutzbe-
amte stärkere Kontrollen auf
Flughäfen durchführen. Je-
der könne sich ausmalen,
wie es dann auf den Flughä-
fen aussehen wird. Die Ver-
gangenheit habe überdies
gezeigt, dass der öffentliche
Dienst mit mehr als 5 Millio-
nen Beschäftigten sehr be-
wusst wähle. „Das haben
schon ganz andere Regie-
rungen unterschätzt. Davor
kann ich nur warnen“, so
Geyer wörtlich.

Die Befürchtung, dass eine
an der Einkommensent-
wicklung orientierte Erhö-
hung der Beamtenbezüge
Bund und Länder zu weite-
rem Stellenabbau veranlas-
sen könnte, konterte Geyer
mit dem Hinweis, dass die
Arbeitgeber in der Ver-
gangenheit trotz moderater
Tarifabschlüsse und gerin-
ger Besoldungsanpassun-
gen nicht stärker ausgebil-
det und Personal abgebaut
hätten. „Sie sparen sowieso
Stellen“, kritisierte der DBB-
Chef.
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� er DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter
Ondracek traf, zu-

sammen mit dem Landes-
vorsitzenden der DSTG
Nordrhein-Westfalen Wer-
ner Siggelkow und dem
stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Helmut Over-
beck, zu einem Meinungs-
austausch mit Finanzmi-
nister Peer Steinbrück zu-
sammen.

Am Gespräch nahmen auch
der Staatssekretär im nord-
rhein-westfälischen Finanz-
ministerium, Ernst Gerlach,
der Abteilungsleiter Ulrich
Müting und Gruppenleiter
Hans-Georg Grigat teil.

In einem offenen und frei-
mütigen Meinungsaus-
tausch wurden die aktuellen
Probleme der Steuerverwal-
tung insgesamt und im be-
sonderen im Lande Nord-
rhein-Westfalen angespro-
chen.

Zu Beginn des Gesprächs
gratulierte Staatssekretär
Gerlach der DSTG-Vertre-
tung herzlich zu dem groß-
artigen Wahlerfolg bei den
Personalratswahlen in NRW.

Die zum Zeitpunkt des Ge-
sprächs in der „heißen
Phase“ befindlichen Tarif-
verhandlungen waren eben-
falls ein wichtiges Ge-
sprächsthema.

Ausführlich erörtert wurden
die Auswirkungen der Steu-
erreform auf die Finanzäm-
ter und die Frage der DSTG-
Vertreter, wie sich das Mi-
nisterium die Bewältigung
der damit zusammenhän-
genden Mehrarbeit vor-
stellt.

Einigkeit bestand darin,
dass alles getan werden
müsse, um das geplante
Optionsverfahren zu verhin-
dern.

Übereinstimmend wurde
auch die Gefahr der miss-
bräuchlichen Konstruktio-
nen im Zusammenhang mit
dem steuerfreien Verkauf
von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften erörtert.

Ein weiteres Thema war die
Zukunft der Einheitsbewer-
tung und der Grundsteuer.
Der Beschluss der Finanzmi-
nisterkonferenz wurde dis-
kutiert. Insbesondere inter-
essierte die DSTG-Vertreter,
wie sich das Land Nord-
rhein-Westfalen die Bewälti-
gung der mit einer Haupt-
feststellung verbundenen
Arbeit vorstellt.

Die Arbeit der Arbeitsgrup-
pe „Personalbemessung“
war weiterer Gesprächsge-
genstand. Die DSTG-Vertre-
ter drängten darauf, dass
von dieser Arbeitsgruppe
bereits der Personalmehr-
oder -minderbedarf von ge-
planten Gesetzesvorhaben
analysiert und berechnet
wird. Hier war Finanzmi-
nister Steinbrück skeptisch.

Einigkeit bestand wiederum
in der Frage des Zugangs
der Außenprüfer zu EDV-
Buchführungen. Im Gesetz-
gebungspaket für die Unter-
nehmensteuerreform sind
entsprechende Änderungen
in der Abgabenordnung vor-
gesehen. Interessierte Wirt-
schaftskreise wenden sich
vehement gegen eine ent-
sprechende Regelung. Die
DSTG-Vertreter wiesen da-
rauf hin, dass es in fast allen
europäischen Ländern ent-
sprechende Regelungen gä-
be, die teilweise über das,
was im Gesetzesentwurf
vorgesehen ist, noch hinaus-
gehen. Für eine effektive
und wirksame Prüfung ist
dieser Zugriff überfällig. Fi-
nanzminister Steinbrück er-
klärte hierzu, dass die Neu-
regelung vom Land Nord-
rhein-Westfalen unterstützt
werde.

Gesprächsthema war auch
die Situation und Arbeits-
lage in der Steuerfahndung
des Landes Nordrhein-
Westfalen. Trotz erheblicher
personeller Verstärkung, die
von der DSTG anerkannt
wurde, ist die Arbeitslage
schwierig. Die zahlreichen
Ermittlungen im Zusam-
menhang mit Bankenfällen
haben die Fahndungskapa-
zitäten dicht gemacht. Hier
verwies Finanzminister
Steinbrück darauf, dass das
Land Nordrhein-Westfalen
die Fahndung spürbar ver-
stärkt hat und an der Spitze
im ganzen Bundesgebiet
stehe. Handlungsbedarf
sehe er hierbei viel eher bei
Bundesländern, die die
Fahndung personell noch
schwächer ausgestattet ha-
ben.

Die Gesprächsteilnehmer
waren sich einig, dass das
Gespräch konstruktiv verlief
und in vielen Punkten Über-
einstimmung festzustellen
war.

Die Zusammenarbeit zwi-
schen DSTG und Finanzmi-
nisterium Nordrhein-West-
falen wurde übereinstim-
mend als gut bezeichnet.

�� ����� 
	������

� in Finanzbeamter
muss auch im Gehen
und im Stehen ar-

beiten können. Das hat das
Verwaltungsgericht Ol-
denburg (Az.: VI A 2189/
98) entschieden. Es wies
damit die Klage eines 58
Jahre alten schwerbehinder-
ten Beamten auf Versetzung
in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit ab. Der
Mann hatte den vorzeitigen
Ruhestand beantragt, weil
er wegen einer Erkrankung
von Wirbelsäule und Hüft-
gelenk unter Schmerzen lei-
de. Der Dienstherr hatte dies
unter Hinweis auf ein amts-
ärztliches Gutachten abge-
lehnt, in dem dem Beamten
empfohlen wurde, an einem
Stehpult oder im Gehen zu
arbeiten. Das Verwaltungs-
gericht schloss sich diesen
Empfehlungen an. Auch das
Amt eines Finanzbeamten
könne sachgerecht und
sinnvoll ausgeübt werden,
wenn der Beamte „seine Tä-
tigkeit in wechselnden kör-
perlichen Haltungen ver-
richtet“.

Peer Steinbrück, Finanzminister des Landes
Nordrhein-Westfalen
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Im Jahr 2000 soll alles anders werden . . . . Mit diesen Wor-
ten läutete der Leiter der Bundesjugendleitung Markus
Griebenow die Suche nach einem neuen Logo für die
DSTG-Jugend ein. Frischer, peppiger und frecher sollte es
werden, damit die Jugend sich damit auch identifizieren
kann. Somit beschloss man, ein bundesweites Preisaus-
schreiben zu veranstalten. Als erster Preis winkte eine
Reise nach Berlin mit Karten für das Musical „Der Glöck-
ner von Notre Dame“. Die Beteiligung war groß und nach
langen Beratungen war endlich das neue DSTG-Jugend-
Logo ausgewählt!

Aber nicht nur das Logo sollte erneuert werden, auch der
Auftritt ins Internet soll im Milleniumjahr angepeilt wer-
den. Nach langer harter Arbeit können wir mit Stolz un-
sere Internetseite vorstellen. Unter

www.DSTG-Jugend.de

kann man uns seit dem 01. 07. 2000 im Web besuchen. In-
teressante Themen, Aktuelles, Ziele, Satzung, Links zu
anderen Gewerkschaften innerhalb des DBB, Verbindun-
gen zu Bezirks- und Landesjugendleitungen und und
und. Ein Besuch lohnt sich!
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+++ Tarif-Telegramm +++
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� ie Deutsche Steuer-
Gewerkschaft, Lan-
desverband Bre-

men, beging jetzt ihr 50-jäh-
riges Gründungsjubiläum.
Landesvorsitzender Win-
fried Noske konnte mit Bür-
germeister Hartmut Per-
schau als dem zuständigen
Ressortchef sowie der stell-
vertretenden CDU-Vorsit-
zenden Elisabeth Motsch-
mann und den Bürger-
schaftsabgeordneten Gisela
Schwarz (SPD) und Helmut
Pflugradt (CDU) politische
Prominenz begrüßen.

Bürgermeister Hartmut Per-
schau überbrachte der DSTG
die Glückwünsche des Se-
nats. In seinem Grußwort er-
klärte der CDU-Politiker,
dass die DSTG in seinem
Hause schon allein aufgrund

ihres hohen Organisations-
grades – rund 70 % aller bre-
mischen Finanzbeamten ge-
hören der DSTG an – einen
nicht zu vernachlässigenden
Faktor darstelle. Der Bürger-
meister nahm aber auch zum
tagespolitischen Geschehen
Stellung. So fand seine Aus-
sage zur Besoldungspolitik
viel Beifall, als er ausführte,
dass er sich bei der Bundes-
regierung für die Übernahme
des Tarifabschlusses auf den
Beamtenbereich einsetzen
werde.

Für die DSTG-Bundeslei-
tung überbrachte der stell-
vertretende Bundesvorsit-
zende Dr. Ullrich herzliche
Glückwünsche. Der Landes-
verband der Hansestadt, so
Dr. Ullrich, sei zwar einer
der kleinsten innerhalb der

Bürgermeister Hartmut
Perschau, Landes-

vorsitzender Winfried
Noske, stellvertreten-
der Bundesvorsitzen-
der Dr. Rainer Ullrich

(v. l. n. r.)

Bundesgliederung, jedoch
habe sich Bremen in den
vergangenen 50 Jahren im
Verhältnis zu seiner Größe
stets überproportional und
erfolgreich in die Gewerk-
schaftsarbeit eingebracht.
Der Jubiläumstag der DSTG

fand am Nachmittag mit der
Ehrung der Jubilare und am
Abend mit einem großen
Geburtstagsfest, an dem in
der „Waldbühne“ im Bremer
Bürgerpark weit über 200
Gäste teilnahmen, seine
Fortsetzung.
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 it einer gemeinsa-
men Bundesrats-
initiative wollen

Hessen, Bayern und Baden-
Württemberg der Schatten-
wirtschaft in der Baubran-
che durch Wiedereinfüh-
rung eines modifizierten
§ 50 a Abs. 7 EStG einen
Riegel vorschieben. Die
DSTG hatte sich vehement
gegen die seinerzeitige Ab-
schaffung des § 50 a Abs. 7
EStG durch das Steuerberei-
nigungsgesetz 1999 ge-
wehrt und ist nunmehr
durch diese Bundesratsini-
tiative bestätigt worden.
Hätte die Politik von vorn-
herein auf die DSTG gehört,
wären Steuern in Milliar-
denhöhe nicht verloren ge-
gangen.

Durch Schwarzarbeit, illegal
operierende Subunterneh-
men und professionell aus-
gestaltete Betrugsmodelle
im Baubereich entgehen
dem Fiskus nach Angaben
Weimars jedes Jahr Beträge
in mehrstelliger Milliarden-
höhe. Dies könne angesichts
leerer Staatskassen nicht
länger hingenommen wer-
den. Auch seien alle An-
strengungen, eine gerechte
Verteilung der Steuerlasten
herbeizuführen, unvollstän-
dig, wenn bestehende Voll-
zugsdefizite nicht behoben
werden und sich steuer-
unehrliche Unternehmen
durch ihre Machenschaften
Vorteile zu Lasten aller ehrli-
chen Steuerzahler verschaf-
fen könnten. Durch illegale
Beschäftigung gingen da-
rüber hinaus Tausende von
Arbeitsplätzen in der Bau-
branche verloren.

Die geltende Rechtslage sei
nach der vollständigen Ab-
schaffung des § 50 a Abs. 7
EStG durch Finanzminister
Eichel nunmehr völlig unzu-
reichend. Zum einen ermög-
liche sie keine effiziente Be-
kämpfung der Schattenwirt-
schaft, zum anderen stelle
sie steuerehrliche Bauunter-
nehmer vor erhebliche Pro-
bleme. Es sei deshalb

höchste Zeit zu handeln.
Man habe daher gemeinsam
mit Bayern und Baden-
Württemberg eine Gesetzes-
initiative entwickelt, die ein
EU-rechtskonformes Steuer-
abzugsverfahren in Form ei-
ner branchenspezifischen
Sonderregelung für das
Baugewerbe vorsehe. Da-
nach solle der Auftraggeber
einer Baudienstleistung 15
Prozent der an seinen Sub-
unternehmer zu zahlenden
Vergütung einbehalten und
an den Fiskus abführen.
Dieser Sicherungsbehalt
werde dann mit den Steuer-
schulden des Vertragspart-
ners verrechnet und sichere
bis dahin die Ansprüche des
Fiskus. Soweit der Auftrag-
geber den Steuerabzug er-
bringe, müsse er nicht mehr
für die Steuerschulden sei-
ner Subunternehmer einste-
hen, betonte der Minister.
Unter bestimmten Voraus-
setzungen könne der Auf-
traggeber vom Steuerabzug
freigestellt werden.

„Mit dem Instrument des
Sicherungseinbehaltes wer-
den wir die Fehler des inzwi-
schen abgeschafften § 50 a
Abs. 7 EStG nicht wiederho-
len“, sagte Weimar. „Wir
werden nicht nur dafür sor-
gen, dass illegale in- und
ausländische Bauunterneh-
mer vom Markt verschwin-
den, sondern auch steuer-
ehrliche Generalunterneh-
mer vor unkalkulierbaren
Haftungsrisiken schützen,
die aus dem Einsatz von
Subunternehmern erwach-
sen können. Der Finanzver-
waltung wird gleichzeitig
ein wirksames Instrument
an die Hand gegeben, um
durch einen wirksamen Ge-
setzesvollzug eine gerechte
Verteilung der Steuerlasten
zu gewährleisten.“

Die DSTG hatte seinerzeit
bei der Expertenanhörung
im Finanzausschuss des
Deutschen Bundestages wie
folgt Stellung bezogen:

„Der mit dem Steuerent-
lastungsgesetz zum

1. April 1999 eingeführte
§ 50 a Abs. 7 EStG soll er-
satzlos aufgehoben wer-
den. Die DSTG hält diese
Streichung des § 50 a
Abs. 7 EStG für falsch.
Nach der alten Regelung
des § 50 a Abs. 7 EStG
konnte das Finanzamt an-
ordnen, dass der inländi-
sche Auftraggeber zum
Steuerabzug für Rech-
nung des beschränkt steu-
erpflichtigen ausländi-
schen Werkvertragunter-
nehmens verpflichtet ist,
wenn der inländische
Steueranspruch gefährdet
ist. Der inländische Auf-
traggeber haftete in die-
sem Fall für die Einbehal-
tung und Abführung der
Steuer. Die Maßnahmen
des § 50 a Abs. 7 EStG (alt)
gingen jedoch oft ins Lee-
re. Deshalb wurde der
§ 50 a Abs. 7 EStG geän-
dert. Die Änderung war
wirksam – offenbar zu
wirksam.

Die Steuerverwaltung
muss dafür Sorge tragen,
dass Steuern nach Maß-
gabe der Gesetze gleich-
mäßig festgesetzt und er-
hoben werden. Für den
deutschen Fiskus ist die
Wahrung der Gleichmä-
ßigkeit der Besteuerung
insbesondere bei interna-
tional operierenden Un-
ternehmen – vor allem im
Bereich der Baubranche –
immer schwieriger ge-
worden. Illegale Machen-
schaften haben zu Steu-
erausfällen in Milliarden-
höhe geführt und für
steuerehrliche Werkver-
tragsunternehmen und
deren Vertragspartner er-
hebliche Wettbewerbs-
nachteile verursacht.
Werkvertragsunterneh-
men, die ihre steuerli-
chen Pflichten voll erfüll-
ten, waren gegenüber
den Unehrlichen nicht
mehr konkurrenzfähig
und so hat sich gerade in
der Baubranche eine Pra-
xis entwickelt, die alle
alarmieren muss.

In großem Umfang arbei-
ten ausländische Subun-
ternehmer mit ausländi-
schen Arbeitskräften. Die
anfallenden Steuern wer-
den vielfach nicht bezahlt.
Vollstreckungsversuche
der Steuerverwaltung ge-
hen ins Leere, weil die Fir-
men dann geschlossen
werden und die ausländi-
schen Betreiber vom deut-
schen Fiskus nicht er-
reicht werden können.
Der Finanzverwaltung
sind meist wegen den be-
sonders komplexen Tatsa-
chen und der Rechtslage
die Hände gebunden. Der
in § 50 a Abs. 7 EStG vor-
gesehene Steuerabzug
,an der Quelle‘ und das
nachfolgende Anrech-
nungs- und Erstattungs-
verfahren mit Beweislast-
umkehr waren gut geeig-
net, die häufig sehr
schwierige Ermittlung
und Erhebung deutscher
Steueransprüche gegen-
über im Ausland ansässi-
gen Werkvertragsunter-
nehmern zu sichern.

Durch die ersatzlose Auf-
hebung dieser Vorschrift
zur Bekämpfung der
Schattenwirtschaft wird
ein falsches Signal ge-
setzt. Der deutsche Fiskus
kapituliert und lädt alle
Unehrlichen Europas und
der Welt ein, sich hier zu
tummeln und den ehrli-
chen Unternehmern den
Garaus zu machen.

§ 50 a Abs. 7 EStG sollte
daher allenfalls geändert,
aber nicht ersatzlos aufge-
hoben werden.

Sicher ist es zweckmäßig,
den Machenschaften Un-
ehrlicher europaweit das
Handwerk zu legen. Es ist
aber nicht richtig, eine
wirksame Bestimmung er-
satzlos aufzuheben und
auf eine europaweite Re-
gelung zu hoffen, die dort
– wenn überhaupt – nur
mit erheblicher zeitlicher
Verzögerung zustandege-
bracht werden kann“.
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v. r. n. l.: Frau Vogelgesang, Horst Vogelgesang, Parl. Staats-
sekretärin beim Bundesminister der Finanzen Dr. Barbara

Hendricks, Dr. Detlef Roland, Frau Roland und weitere Gäste

 ie Parlamentarische
Staatssekretärin
beim Bundesminis-

ter der Finanzen, Dr. Bar-
bara Hendricks, hat den
neuen Präsidenten der Bun-
desfinanzakademie, Dr. Det-
lef Roland, mit einem Fest-
akt in sein neues Amt einge-
führt und den scheidenden
Präsidenten, Horst Vogelge-
sang, verabschiedet.

Dr. Roland ist 57 Jahre alt.
Er trat 1974 in die Finanz-
verwaltung Nordrhein-
Westfalen ein und ist seit
1978 im Bundesfinanzmi-
nisterium tätig, zunächst im
Referat „Berufliche Bil-
dung“ in der Zentralabtei-
lung, seit 1983 in der Steuer-
abteilung. Von 1986 bis 1993
war Dr. Roland Referent für

Finanzen und Steuern bei
der F.D.P.-Bundestagsfrak-

tion. Anschließend leitete er
verschiedene Fach- und

Grundsatzreferate in der
Steuerabteilung des Bun-
desfinanzministeriums.

Horst Vogelgesang hat die
Bundesfinanzakademie 14
Jahre lang geleitet. Im Jahre
1972 nahm er dort seine Tä-
tigkeit als Dozent auf. In
seine Amtszeit fielen wich-
tige Ereignisse wie der Pro-
zess der deutschen Einheit,
den die Akademie durch
zahlreiche Veranstaltungen
zum Aufbau einer leistungs-
fähigen Finanzverwaltung
in den neuen Bundeslän-
dern unterstützt hat. 1994
zog die Bundesfinanzakade-
mie von der Abtei auf dem
Michaelsberg in Siegburg in
ihr jetziges repräsentatives
Gebäude oberhalb von
Brühl. Unter Leitung von
Horst Vogelgesang hat sich
die Bundesfinanzakademie
zu einer modernen Fortbil-
dungsstätte entwickelt.
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 m Alter von 64 Jahren
ist am 12. Juli 2000 der
ehemalige Finanzminis-

ter des Landes Nordrhein-
Westfalen, Heinz Schleußer,
verstorben.

Mit ihm verliert die DSTG
einen politischen Wegge-
fährten, einen kompetenten
Gesprächspartner, einen Fi-
nanzminister, der sein Herz
als Gewerkschaftler nicht im
Düsseldorfer Jägerhof ver-
graben hat.

Heinz Schleußer – Jahr-
gang 1936 – hat bei der
Hüttenwerk Oberhausen
AG Schlosser gelernt. Mit
27 Jahren wurde er frei-
gestelltes Betriebsratsmit-
glied. Von 1969 bis 1987 war
Heinz Schleußer Bevoll-
mächtigter der IG Metall in
Oberhausen. Diese Zeit als
Gewerkschafter hat auch
sein Verhältnis zur Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft
geprägt. Kaum einer wie er
hat es verstanden, sich auch
in die Interessenlage der
Gewerkschaft hineinzuden-
ken und auf dieser Grund-
lage einen Interessenaus-
gleich zu suchen. So war er
ein fairer Gesprächspartner
– hart in der Sache, aber
immer wissend, wo die
Schmerzgrenze auch der
Gewerkschaften liegt.

Seine weitere politische Kar-
riere ist bekannt:

� 1981 Finanzpolitischer
Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion,

� 1985 Stellvertretender
Vorsitzender der SPD-
Landtagsfraktion,

� 1988 bis Januar 2000 Fi-
nanzminister des Landes
Nordrhein-Westfalen und
damit der dienstälteste
Finanzminister.

In dieser Zeit war er zu-
gleich der Vorsitzende des
Finanzausschusses des Bun-
desrates – eine Funktion an
einer Nahtstelle des Finanz-
föderalismus. Heinz Schleu-
ßer hat auch dieses Instru-
ment des Bundesrates, wie
kaum ein zweiter zu nutzen
gewusst: geräuschlos, un-
auffällig und damit umso
effektiver.

Heinz Schleußer hat sich
in beiden Funktionen als
Steuerpolitiker einen Na-
men gemacht und der
Steuerpolitik wesentliche
Impulse gegeben. Er war
hoch geachtet in gleicher
Weise bei den A- und bei
den B-Ländern.

Der Gesprächsfaden mit der
DSTG ist nie abgerissen –
nicht nur im Lande Nord-
rhein-Westfalen, sondern
auch auf der Bundesebene.
Immer hat er ein offenes Ohr
für die DSTG gehabt. Er hat
ihre gewerkschaftlichen In-
teressen nicht nur gesehen,
sondern auch seine Mög-
lichkeiten ausgeschöpft, die
Steuerverwaltung zu stär-
ken – auch wenn er die
Grenzen seiner Handlungs-
möglichkeiten zu erkennen
glaubte, wenn er Nordrhein-
Westfalen im Ranking der
Steuerverwaltungen der an-
deren Länder immer an der
Spitze sah.

Heinz Schleußer war auch
Vorsitzender der Tarifge-
meinschaft deutscher Län-
der. Er saß mit am Verhand-
lungstisch in den jährlichen
Tarifrunden. Seine Flexibili-
tät und sein fairer Verhand-
lungsstil prägten die Tarif-
runden. Heinz Schleußer
war IG Metaller und hatte
seinen Einfluss auch im

DGB nie verloren. Gleich-
wohl wusste er, was Ge-
werkschaftspluralismus ist;
er hat – trotz großer Wider-
stände – danach gehandelt.
Die DBB Tarifunion mit
ihren Einzelmitgliedern war
für ihn ebenso Tarifpartner
wie Ötv und DAG. Der Ge-
werkschaftspluralismus war
für ihn auch ein Stück geleb-
ter Demokratie in der Ar-
beitswelt.

Heinz Schleußer ist nach
einer schweren Krankheit
gestorben. Die letzten Mo-
nate seines Lebens waren
für ihn tragisch. In der
„Flugaffäre“ hat er gespürt,
wie einsam Politik machen
kann.

Bezeichnend ist, dass Hans
Leyendecker, Redakteur der

Süddeutschen Zeitung, der
viele Politikskandale recher-
chiert und aufgedeckt hat,
im Jahre 1998 aus Anlass
des 10-jährigen Jubiläums
als nordrhein-westfälischer
Finanzminister ein bewe-
gendes Porträt über Heinz
Schleußer geschrieben hat.
Offen gelegt wird der bril-
lante Finanzpolitiker und
Mensch Heinz Schleußer –
auch mit seinen Schwächen,
aus deren Schatten die
Menschlichkeit oft weit aus-
strahlt.

Die DSTG trauert mit allen,
die Heinz Schleußer ge-
schätzt haben. Hierzu ge-
hört auch die Deutsche
Steuer-Gewerkschaft. Sie ist
dankbar für den langen ge-
meinsamen Weg, den sie mit
ihm beschreiten konnte.
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Ergebnisse der 1. Deutschen Marathon- und
Halbmarathonmeisterschaften der Finanzbehörden

(aus Platzgründen können nur die ersten Plätze wiedergege-
ben werden)

Platz Name Dienststelle Nettozeit Jahrg. AK/Pl.

Halbmarathon – Herren Einzelwertung
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Halbmarathon – Mannschaftswertung
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Karlheinz Federle
(Spielbank Garmisch-
Partenkirchen) ist der
1. Deutsche Marathon-
meister
der Finanzbehörden
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���� ��� ��������	�
�
���������
„Lauf Kollege, die letzten
Kilometer schaffen wir auch
noch!“ Diese aufmuntern-
den Worte eines vorbeizie-
henden Kollegen waren nö-
tig; schließlich wollte man
doch trotz der Strapazen un-
bedingt ins Ziel kommen –
ins Ziel des Marathonlaufs
bei den „1. Deutschen Ma-
rathon- und Halbmarathon-
meisterschaften der Finanz-
behörden“.

Ort: Regensburg, Startlinie
des StadtMarathon, Zeit-
punkt: 4. Juni 2000, 9:00
Uhr.

Mehr als 5 000 Läuferinnen
und Läufer setzen sich in
Bewegung, darunter auch
ein aufrechtes „Häuflein“
von 135 Beamten und An-
gestellten der Finanzbehör-
den. Sie wollen wissen, wer
die/der schnellste von ih-
nen ist. Beim Halbmara-
thon (21,1 km) kommt nach
1:20:37 der erste schon ins
Ziel; es ist Jürgen Jonas
vom FA Viersen. Nur 24
Läufer des „StadtMarathon“
sind vor ihm, 2 006 werden
noch folgen, darunter 66
weitere Kolleginnen und
Kollegen der Finanzbehör-
den, die sich für diese
Strecke entschieden haben.
Die Damen schlagen sich
dabei glänzend. Die ersten
drei der Meisterschaft, Antje
Lübeck (FA Beckum), Re-
nate Gruber (FA Kelheim)
und Nicola Knipping (FA
Wolfenbüttel), belegen mit
hervorragenden Zeiten im
„StadtMarathon“ die Plätze
17, 25 und 32.

Insbesondere macht das
schwülwarme Wetter den
Marathonläuferinnen und
-läufern zu schaffen. Die
Verpflegungsstände haben
reißenden Absatz, becher-
weise wird das Wasser über
den Kopf geschüttet, doch
schon nach einem Kilometer
hat diese Abkühlung ihre
Wirkung verloren.

Trotzdem vollbringen die
Kolleginnen und Kollegen
wahrhaft erstaunliche Leis-
tungen. Angelika Hofmann
vom FA Bad Mergentheim
erreicht mit einer Zeit von
3:13:32 einen ungefährde-
ten Sieg im Marathonlauf
der Damen und darf sich
seither „Deutsche Mara-
thonmeisterin der Finanz-
behörden“ nennen. Mit ih-
rer Leistung kam sie auch
beim „StadtMarathon“ aufs
Treppchen, indem sie den
dritten Platz der Damenwer-
tung belegte.

Bei den Herren siegte Karl-
heinz Federle (Foto) vom
Bayerischen Staatsministe-
rium der Finanzen (Spiel-
bank Garmisch-Partenkir-
chen) in hervorragenden
2:51:49. Auch die Nächst-
platzierten blieben noch un-
ter drei Stunden. Unter den
55 Kolleginnen und Kolle-
gen, die das Ziel im Mara-
thon erreichten, waren auch
einige Neulinge. Sie nah-
men die Meisterschaften
zum Anlass, endlich die ma-
gische Strecke von 42,195
km erfolgreich hinter sich zu
bringen.

Das Wetter war auch Grund
dafür, dass die vorange-
meldeten Mannschaften re-
gelrecht auseinanderfielen.
Viele Läufer machten von
der Möglichkeit Gebrauch,
während des Wettkampfes
nach Streckenhälfte ins Ziel
des Halbmarathons einzu-
laufen. So blieben vielfach
keine drei Teilnehmer einer
Dienststelle mehr übrig, die
das Ziel des Marathons
für die Mannschaftswertung
hätten erreichen müssen.
Mannschaftssieger im Halb-
marathon wurde das FA
Düren, im Marathon die
OFD Karlsruhe.

Durchweg wurden die ers-
ten Marathonmeisterschaf-
ten der Finanzverwaltung
sehr positiv angenommen.
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Dass die Marathonmeister-
schaften überhaupt durch-
geführt werden konnten,
ist der DSTG und der
Deutschen Finanzsporthilfe
(DFSH) zu verdanken, ohne
deren Unterstützung die
Idee nicht hätte verwirklicht
werden können. Die Umset-
zung erforderte darüber
hinaus noch weitere finan-
zielle Anstrengungen. Hier
konnten die „DBV-Winter-
thur Versicherungen“ als
Sponsor gewonnen werden,
die sich als spezialisierter
Dienstleister für alle Mit-
arbeiter des öffentlichen
Dienstes mit ihrem neuen
Versorgungsverbund, dem
„BSA-Versorgungswerk“,
sehr großzügig zeigten, wo-
für nochmals herzlich ge-
dankt wird.

Viele TeilnehmerInnen ver-
abschiedeten oder verabre-
deten sich „bis zum nächs-
ten Jahr“. Vielleicht werden
mit dieser Aufforderung
auch die Kolleginnen und
Kollegen angesprochen,
die bisher noch zögerten.
Den Organisator würde es
freuen.

Von den „1. Deutschen Ma-
rathon- und Halbmarathon-
meisterschaften der Finanz-
behörden“ berichtete der In-
itiator und Organisationslei-
ter, Kollege Olaf Freerksen
vom FA Mannheim-Stadt.
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� s ist bald wieder so-
weit, vom 17. bis
20. September 2000

wird der 3. bundesweite
Ausbildungskongress in
Bad Malente stattfinden. Die
Bundesjugendleitung wird
mit dem Arbeitskreis Ausbil-
dung etwa 40–50 Anwär-
terinnen und Anwärter des
mittleren und gehobenen
Dienstes begrüßen können.
In der malerischen Landes-
finanzschule des Landes

Schleswig-Holstein werden
sich dann 3 verschiedene
Arbeitskreise mit Themen
der Steuerbeamten-Ausbil-
dung befassen. Hier werden
einzelne Probleme der Steu-
erbeamten-Ausbildung er-
fasst, diskutiert und Lösun-
gen erarbeitet, die bundes-
weit die Ausbildungsbedin-
gungen verbessern und op-
timieren sollen. Der Spaß an
der Arbeit wird natürlich
durch ein entsprechendes
Rahmenprogramm geför-
dert.

Viele Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an früheren
Ausbildungskongressen
wechselten durch dieses Er-
lebnis in den Kreis der akti-
ven Gewerkschaftsarbeit.

Dienstag, 19. September
2000, wird der Höhepunkt
dieses Kongresses sein. Eine
Diskussionsrunde wird ein-
geleitet, welche mit hoch-
rangigen Gästen wie z. B.
Dieter Ondracek (Vorsitzen-
der der DSTG), Herr Mertins
(Vorsitzender des Koordinie-
rungsausschusses) und Mar-
kus Griebenow (Bundes-
jugendleiter der DSTG-Ju-
gend) besetzt ist. Aber auch
alle Schüler der Landes-
finanzschule und deren
Dozenten haben die Mög-
lichkeit an der Diskussions-
runde teilzunehmen. Hier
werden vor allen Dingen ak-
tuelle Probleme zur Steuer-
beamten-Ausbildung zur
Debatte gestellt und disku-
tiert. Wir hoffen, dass diese
Diskussion den politisch
Verantwortlichen Impulse
liefert, um eine Verbesse-
rung der Steuerbeamten-
Ausbildung zu fördern.
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 m Jahr 1999 hatte die
DSTG in ihren Veröf-
fentlichungen im Ge-

werkschaftsorgan, aber
auch in Mitgliederinforma-

tionen, darauf hingewiesen,
dass die Erhebung von Bei-
trägen zur Sozialversiche-
rung von einmalig gezahl-
tem Arbeitsentgelt (z. B.
Weihnachtsgeld oder Ur-
laubsgeld), ohne dass dies
bei der Berechnung von
kurzfristigenLohnersatzleis-
tungen (insbesondere Ar-
beitslosengeld und Kran-
kengeld) berücksichtigt
wird, für den Zeitraum ab
1. Januar 1997 wahrschein-
lich verfassungswidrig ist.

Für das Bundesverfassungs-
gericht bestand die Mög-
lichkeit, entweder die Er-
hebung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen auf einmalig
gezahltes Arbeitsentgelt für
unrechtmäßig zu erklären
oder eine Verpflichtung zur
Zahlung einer erhöhten
kurzfristigenLohnersatzleis-
tung festzustellen.

Hätte sich das Bundesver-
fassungsgericht für die erste
Alternative entschieden,
wären die eingezogenen
Sozialversicherungsbeiträge
auf Einmalzahlungen mög-
licherweise zurückzuzahlen
gewesen, jedenfalls in den
offenen Fällen. Daher hatten
wir zu einer entsprechenden
Geltendmachung und Wi-
derspruchseinlegung gera-
ten.

Das Bundesverfassungsge-
richt hat sich aber leider für
die zweite und billigere Al-
ternative entschieden, d. h.,
festgestellt, dass die kurz-
fristigen Lohnersatzleistun-
gen zu erhöhen sind. Hier-
von können naturgemäß nur
die Kolleginnen und Kolle-
gen profitieren, die entspre-
chende Lohnersatzleistun-
gen in Anspruch genommen
haben. So entschieden die
Karlsruher Richter in einem
am 21. Juni 2000 veröffent-
lichen Beschluss, dass bei
laufenden Anträgen die
Leistungen entweder sofort
angehoben oder später
nachgezahlt werden müs-
sen. Diejenigen Arbeitneh-
mer, über deren seit 1997
entstandene Ansprüche
noch nicht rechtskräftig ent-
schieden ist, können Nach-
zahlungen in Höhe von rund

10 % ihrer erhaltenen Leis-
tungen fordern.

Trifft der Gesetzgeber bis
Juni nächsten Jahres keine
Neuregelung, darf er keine
Sozialabgaben mehr auf
Einmalzahlungen erheben.
Für Arbeitslosenversiche-
rung und Krankenkassen
waren dies 1999 mehr als
17 Milliarden DM.
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StI’in z. A. aus Sachsen
(OFD Chemnitz – FA Leip-
zig I) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Meck-
lenburg-Vorpommern – vor-
zugsweise aus dem Bereich
der Schweriner Finanzäm-
ter.

StOS’in aus NRW (OFD Düs-
seldorf) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD München
(FÄer Garmisch-Partenkir-
chen, Berchtesgaden).

StOI aus Hessen (OFD
Frankfurt) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Erfurt.

StS’in aus NRW (OFD Düs-
seldorf) sucht Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart, FA Ba-
lingen).

StI’in z. A. aus Hessen (OFD
Frankfurt) sucht aus fami-
liären Gründen dringend
Tauschpartner/in aus Nie-
dersachsen (OFD Hanno-
ver).

StS aus Hessen (OFD Frank-
furt) sucht Tauschpartner/in
aus Rheinland-Pfalz (OFD
Koblenz, FÄer Mainz, Bin-
gen, Bad Kreuznach).

StOS’in aus Bayern (OFD
Nürnberg) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Ba-
den-Württemberg (OFD
Freiburg).

StS’in aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus Rheinland-Pfalz (OFD
Koblenz).
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